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Erster  Teil 

Einleitung 

A. Anlaß der Untersuchung 

Das Problem einer umweltverträglichen Abwasserentsorgung drängt sich 
derzeit sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern in den Vor-
dergrund. Es wird die beteiligten Interessengruppen, insbesondere Politik, 
Verwaltung und Wirtschaft,  aber auch die Bevölkerung auf längere Sicht be-
schäftigen. Dabei offenbart  eine wirtschaftliche und dem steigenden Umwelt-
bewußtsein gerecht werdende Beseitigung des Abwassers vielfach die Schwie-
rigkeit, daß die traditionellen rechtlichen Formen der Erledigung öffentlicher 
Aufgaben als unzureichend erscheinen. 

I. Die Situation der Abwasserbeseitigung 

1. Die alten Länder 

In den Ländern der alten Bundesrepublik wird die Abwasserbeseitigung 
heute noch den geltenden umweltrechtlichen Anforderungen  gerecht. In naher 
Zukunft steht jedoch eine Grundsanierung des Abwasserbeseitigungssystems, 
insbesondere des Kanalnetzes, bevor1. Nach Einschätzung der Abwassertech-
nischen Vereinigung aus dem Jahre 1990 sind ca. 20 % der westdeutschen 
Leitungsnetze, in Ostdeutschland sogar bis zu 50 % der Abwasserkanäle de-
fekt und müssen repariert werden2. Der erforderliche  Finanzbedarf  ist kaum 
zu kalkulieren; nach Schätzungen des IFO-Instituts sind rd. 150 Mrd. D M in 
den nächsten Jahren vor allem für die Erneuerung des Kanalnetzes und die 
Verbesserung der Regenwasserbehandlung notwendig3. Insgesamt werden im 
kommunalen Bereich bundesweit in den nächsten 15 Jahren für Abwasserbe-

1 Rahmann, S. 199; Dedy,  S.245. 
2 Vgl. StT 1991, S.857; ebenso das Bundesforschungsministerium,  s. Westdeut-

sche Allgemeine Zeitung v. 18.10.1994, S.2. 
3 BMU, Erfahrungsbericht,  S.l l. 



22 1. Teil: Einleitung 

seitigungsanlagen Investitionen von über 300 Mrd. D M anfallen4. Die Jahres-
rechnungsstatistik ergibt, daß die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen  in den 
Jahren 1980 bis 1986 für die laufende Abwasserbeseitigung Gesamtausgaben 
von ca. 23,2 Mrd. D M tätigten. Nach Abzug der in diesem Zeitraum einge-
nommenen Gebühren, Beiträge und Investitionszuweisungen verblieben noch 
rd. 7,6 Mrd. DM, die aus anderen Haushaltseinnahmen aufgebracht werden 
mußten3. 

Verursacht wird die Situation zum einen dadurch, daß der Wasserkonsum 
in Deutschland seit der Jahrhundertwende radikal von 401 auf heute ca. 1321 
pro Kopf und Tag angestiegen ist. Damit liegt der durchschnittliche Wasser-
verbrauch derzeit wieder auf dem Niveau der siebziger Jahre6. Entsprechende 
Mengen an entsorgungsbedürftigem Schmutzwasser fallen dadurch an. Hinzu 
kommt, daß infolge der zunehmenden Versiegelung der Oberfläche das Re-
genwasser vermehrt direkt in die Kanalisation abfließt, anstatt den Grundwas-
serhaushalt aufzufüllen.  Bundesweit wird durchschnittlich eine Fläche von rd. 
80 Hektar pro Tag versiegelt durch den Bau von Gebäuden, Straßen u.ä.7. In 
Baden-Württemberg z.B. muß die Kanalisation jährlich etwa 500-8001 Nie-
derschlagswasser pro Quadratmeter Dachfläche bewältigen8. 

Neben diesen quantitativen Aspekt tritt ein qualitativer in Gestalt der stei-
genden Reinigungsanforderungen durch Änderungen der wasserrechtlichen 
Vorschriften:  Vor allem die Einführung der dritten Klärstufe und die Ver-
schärfung der Anforderungen  in § 7a WHG verursachen zukünftig weitere 
Kosten auf kommunaler Ebene9 ; sodann spitzen die Entsorgung von Klär-
schlämmen und die diesbezüglichen Haftungsfreistellungswünsche  der Land-
wirtschaft  das Problem zu10. Außerdem hat die Abwasserbeseitigung eine hohe 
umweltpolitische Bedeutung erlangt11. Daß die Behandlung und Einleitung 
von Abwasser durch die Eingebundenheit in den von der Natur vorgegebenen 
Wasserkreislauf  gekennzeichnet ist, erlangt nicht zuletzt infolge des gewach-
senen Umweltbewußtseins der Bevölkerung Bedeutung und läßt die gängige 
Praxis im Umgang mit Abwasser in einem neuen Licht erscheinen. Das Ab-
wasser aus öffentlichen  Kanalisationen gelangt im wesentlichen in die flie-
ßenden Gewässer, in denen es eine der herausragenden Ursachen für die Was-

4 Krölls,  S. 133; Schock,  DVB1.1994, S.5, m.w.N. 
3 Gem. RdErl. des Innen- iL Umweltministers, MinBl. NW 1989, S.84. 
6 Voss  vom BGW in der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung v. 15.5.1996. 
7 Westdeutsche Allgemeine Zeitung v. 28.12.1993, S.5. 
8 Hamberger,  S.246. 
9 Bernrath,  S.368, der insoweit die Einfuhrung eines strikten Konnexitätsprinzips 

fordert:  „Wer Standards setzt, muß hierfür  auch aufkommen." 
10 Dedy,  S.245. 
11 Tiemann,  S.77. 
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serverschmutzung darstellt. Die Folgen einer nicht hinreichend sorgfaltigen 
Abwasserentsorgung treffen  damit nicht in erster Linie die Gemeinden, deren 
Gebiet entwässert wird, sondern vornehmlich die unterhalb an demselben 
Vorfluter  gelegenen Kommunen. Das kann sich auch auf die Trinkwasserver-
sorgung dieser Gemeinden auswirken, da nicht nur in Nordrhein-Westfalen 
ein erheblicher Teil des Trinkwassers aus den Flüssen gewonnen wird, sei es 
unmittelbar oder als Uferfiltrat 12. 

Über den Zusammenhang mit dem Trinkwasser hinaus hat die Verschmut-
zung eines fließenden Gewässers durch die Abwasserbeseitigung Auswirkun-
gen auf das ganze ökologische System. Um die Wasserqualität der Flüsse zu 
verbessern, sind wasserwirtschaftliche  Maßnahmen geboten, die vor allem bei 
der Verbesserung der Abwasserentsorgung ansetzen müssen13. Die Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen  sieht darin einen der Schwerpunkte der 
kommunalen Aufgabenerfüllung  bis zum Ende des Jahrhunderts14. Die Steige-
rung der Reinigungsleistung fordert  nicht zuletzt Art. 29a Abs.l Verf  NW, der 
die natürlichen Lebensgrundlagen und die Umwelt unter den besonderen 
Schutz des Landes stellt13. 

Dieser Ausgangssituation steht die desolate Finanzlage der öffentlichen 
Haushalte gegenüber, verdeutlicht z.B. durch das Moratorium neuer Landes-
gesetze von der nordrhein-westfalischen  Landesregierung zur Vermeidung zu-
sätzlicher Belastungen der Kommunen und des Landes bis 1995. Bundesweit 
sahen sich 1995 40 % der Gemeinden außerstande, ihren Haushalt abzuglei-
chen, und mußten daher ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen. Die Zahl 
der Gemeinden mit strukturell unausgeglichenem Haushalt ist noch deutlich 
höher, wenn diejenigen Gemeinden hinzugezählt werden, die den Ausgleich 
nur durch Verkäufe oder Rücklageentnahmen erreichen konnten16. Dazu paßt, 
daß nach einer Berechnung der kommunalen Spitzenverbände das Finanzie-
rungsdefizit  der westdeutschen Kommunalhaushalte nach der bereits starken 
Zunahme von 5,34 Mrd. D M im Jahre 1994 auf 10,4 Mrd. D M im Jahre 1995 
auch 1996 noch immer 7,6 Mrd. D M betragen wird17 . 

12 VeifGH NW, ZfW 1991, 220 (224). 
1 3 VeifGH NW, ZfW 1991, 220 (224). 
1 4 Gem. RdErl. des Innen- u Umweltministers, MinBl. NW 1989, S.83. 
15 Allerdings ist die originäre Wirkkraft  dieses landesverfassungsrechtlichen  Auf-

trags fraglich, da er unter dem Gesetzesvorbehalt aus Art. 29a Abs. 2 Verf  NW steht, 
der eine Ausprägung im LWG NW erfahren  hat. Vgl. zu den tatsächlichen Problemen 
der technischen und politischen Praxis i.ü Nisipeanu,  Abwasserrecht, S.2ff 

16 Schneider,  S.99. 
17 Schneider,  S.100; s.i.e. Karrenberg/Münstermann,  Gemeindefinanzbericht 1996, 

a.a.O. 


